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G astarbe iter — Puffer in der Rezession?
LutZ|Reyher, Fürth

Die hohe Zahl der in der Bundesrepublik beschäf­
tigten Gastarbeiter gab zu der Vermutung Anlaß, 
daß im Falle der Rezession Arbeitslosigkeit unter I n - 

ländern durch Reduktion der Zahl der beschäftigten 
A u s  länder vermieden würde, abgelaufene Arbeits­
verträge also nicht erneuert und/oder — die „Rota­
tionsrate" ist bei den Ausländern recht hoch — auf 
weitere Anwerbungen verzichtet würde.

Die Rezession ist da (und noch nicht vorüber), die 
Zahl der Beschäftigten hat drastisch abgenommen. War 
nun jene Vermutung, die Gastarbeiter würden als 
Puffer dienen, um den konjunkturellen Rückschlag 
aufzufangen, berechtigt? Haben, wir unsere Arbeits­
losigkeit exportiert?

STÄRKERER RÜCKGANG  DER BESCHÄFTIGUNG 
VO N  AUSLÄNDERN?

Zunächst; Ein Teil des Wachstumsverlustes ging zu 
Lasten der Effizienzsteigerung: Im ersten Halbjahr 
1967 war die Wachstumsrate der gesamtwirtschaft­
lichen Produktivität (je Arbeitsstunde) geringer als 
im Jahr zuvor. Die Zahl der Beschäftigten nahm 
immerhin binnen Jahresfrist um mehr als 4 Vo ab, 
eine Entwicklung, die hierzulande seit dem Ende des 
letzten Krieges nicht mehr zu beobachten war. (Alle 
nachfolgenden Daten beziehen sich auf den Stand vom
2. Quartal 1967 gegenüber 1966; jüngere, mit den be­
reits verfügbaren Ausländerzahlen vom September 
vergleichbare Angaben über die Beschäftigungsent­
wicklung i n s g e s a m t  liegen noch nicht vor.) Wäh­
rend nun aber der Rückgang bei den Inländern — im 
gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt — nur gut 3 Vo 
betrug, sdirumpfte die Zahl der nichtdeutschen Be­
schäftigten von 1,31 auf 1,02 Millionen, also um mehr 
als ein Fünftel (= 22 Vo).

Der erste Anschein spricht also für die Vermutung, 
daß die Arbeitslosigkeit unter Inländern durch Re­
duktion der Zahl der beschäftigten Ausländer ver­
mindert wurde. Er trügt aber beträchtlich, da der 
globale Ansatz der Frage nicht gerecht wird. Mehrere 
relevante Struktureffekte verbergen sich hinter diesen 
Zahlen. Eliminiert man sie, dann ergibt sich ein 
wesentlich anderes Bild von der Entwicklung.

Da ist zunächst die Verteilung der Gastarbeiter auf 
die Wirtschaftsbereiche. Gerade in jenen Industrie­
zweigen, die — wie vor allem die Bauwirtschaft und 
die Investitionsgüterindustrien — von dem Konjunk­
turrückgang überdurchschnittlich stark in Mitleiden­
schaft gezogen wurden, war der Anteil der Ausländer 
an den Arbeitnehmern besonders hoch. Nimmt man 
einmal an, die Zahl der beschäftigten Ausländer hätte

sich in diesem Zeitraum in den einzelnen Industrie­
zweigen und Wirtschaftsbereichen genauso verändert 
wie die der jeweiligen Beschäftigten insgesamt, so 
ergäbe sich ein strukturbedingter Rückgang der Aus­
länderbeschäftigung von 7,4 Vo. Die Abnahme war bei 
den Ausländern also, so betrachtet, „nur" um 14,7 Vo 

stärker als bei den deutschen Arbeitnehmern; die 
Differenz reduziert sich um ein Drittel durch die 
Strukturbereinigung.

Daneben gibt es andere Strukturunterschiede, die in 
der gleichen Richtung wirken, wie etwa die „Stellung 
im Beruf". Wie eine Sonderaufbereitung der Aus­
länderkartei der Nürnberger Bundesanstalt im Herbst 
1966 gezeigt hat, sind unter den ausländischen Be­
schäftigten in der BRD so gut wie gar keine Ange­
stellten (1 Vo). Arbeiter litten aber unter dem Kon­
junkturrückgang generell mehr als Angestellte. Ja, 
die Zahl der Angestellten ist ■— jedenfalls in der 
Industrie, für die allein wir verläßliche aktuelle Be­
schäftigtenzahlen haben — in den letzten Quartalen 
sogar noch gestiegen. In Industrie und Bauwirtschaft 
vermindert sich nun der Abstand zwischen den Ab­
nahmeraten von In- und Ausländern um fast drei 
weitere Punkte, wenn man den Faktor „Stellung im 
Beruf" in die Strukturbereinigung einbezieht. In den 
anderen Wirtschaftsbereichen ist die Situation, so 
kann man annehmen, nicht wesentlich anders ge­
wesen. Beide Struktureffekte zusammengenommen, 
verbleibt also im Durchschnitt der gesamten Wirt­
schaft ein im Verhältnis zu den Inländern um 12 Vo 

stärkerer Rückgang in der Ausländerbeschäftigung'). 
Letztlich sprechen die absoluten Zahlen für sich; Fast 
eine Million noch immer beschäftigter Ausländer steht 
einem Rückgang in der Zahl der beschäftigten In­
länder von 650 000 gegenüber.

KEINE BENACHTEILIGUNG VO N  AUSLÄNDERN

Im Grunde kann diese Entwicklung nicht überraschen, 
wenn man einerseits bedenkt, daß sich „hiring and 
firing" von In- wie von Ausländern in erster Linie 
aus rentabilitätsorientierten, also ökonomischen Ent­
scheidungen vieler Unternehmer ergeben, und wenn 
man sich auf der anderen Seite die Zusammensetzung 
der nun noch hier beschäftigten Ausländer vor Augen 
führt. Ihre Qualifikationsstruktur — die relativen 

■ Anteile von Facharbeitern, angelernten und unge­
lernten Arbeitern — spricht keinesfalls gegen ihren 
Verbleib; Die oben erwähnte repräsentative Sonder­
untersuchung der Bundesanstalt hat ergeben, daß im 
September 1966 unter den männlichen Ausländern im

1) D en  B e re d in u n g e n  lie g e n  d ie  v o m  D e u ts d ie n  In s t i tu t  fü r W ir t-  
s ch a f tsfo rsd iu n g  v e rö ffe n t lid i te n  Z a h len  zu g ru n d e . V gl. W o d ie n ­
b e r id i t  39/1967.
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Bundesgebiet nur 29 “/o ungelernte Arbeiter waren. 
Fast zwei Drittel von ihnen waren Angelernte und 
Facharbeiter. Da der Anteil der qualifizierten Arbeits­
kräfte bei den Ausländern mit zunehmender Besdiäf- 
tigungsdauer und Betriebszugehörigkeit tendenziell 
zunimmt, kann man annehmen, daß der Anteil der 
Ungelernten unter den Gastarbeitern in diesem Som­
mer nicht viel mehr als ein Viertel betragen hat. Bei 
den jetzt noch Besdiäftigten liegt er vermutlich weit 
darunter. Für die Weiterbeschäftigung der Ausländer 
spricht ferner ihre weit günstigere Altersstruktur: 
Weniger als zehn von hundert Gastarbeitern sind 
älter als 45 Jahre, wogegen dieser Anteil bei den in­
ländischen Arbeitnehmern mehr als ein Drittel beträgt. 
Hinzu kommen vermutlich andere, nicht so leicht 
quantifizierbare Vorzüge, die man bei dieser Auslese 
dynamischer Arbeitskräfte wohl unterstellen darf. Daß 
die Ausländer andererseits keinerlei rechtliche Vor­
zugsbehandlung genießen, ist nun allseits bekannt: 
Nur ein verschwindend geringer Prozentsatz der 
Arbeitsverträge — nämlich nur die der erstmalig in 
die BRD eingereisten Ausländer — hat eine Laufzeit 
von einem Jahr; die weit überwiegende Mehrheit der 
Gastarbeiter unterliegt den gleichen Kündigungs­
fristen wie ihre deutschen Kollegen.

INLÄNDISCHE ARBEITSLOSE BEVORZUGT

Die im Inland verbliebenen — beschäftigten oder 
arbeitslosen — Ausländer werden allerdings vermitt­
lungsrechtlich auch nicht schlechter gestellt als die In­
länder. Die Arbeitsverwaltung hat freilich, wie es ihr 
vom Gesetz her nahegelegt wird, in den vergangenen 
Monaten danach getrachtet, die verbliebenen offenen 
Stellen soweit als möglich mit den im Lande vor­
handenen (in- wie ausländischen) Arbeitslosen zu be­
setzen. Vermittlungsaufträge der Betriebe werden seit 
dem vergangenen Frühjahr erst dann an die deutschen 
Vermittlungskommissionen in den Anwerbeländern 
weitergeleitet, wenn sich für die angebotenen Arbeits­
plätze und -bedingungen keine passenden Arbeits­
kräfte im Inland haben finden lassen. Dementsprechend 
sank die Zahl der neu erteilten Arbeitserlaubnisse 
für Ausländer binnen weniger Monate rapide ab. Auch 
die Zahl der bei den Vermittlungskommissionen vor­
liegenden Vermittlungsaufträge schrumpfte auf etwa 
ein Fünftel des vorjährigen Standes.

Die Kontrolle der Arbeitsverwaltung über den Zu­
gang an Ausländern ist aber nicht lückenlos. Große 
Gruppen haben einen gesetzlich fundierten Anspruch 
auf die Erteilung einer Arbeitserlaubnis, sei es, weil 
sie aus bestimmten Ländern (EWG) kommen, sei es, 
weil sie bereits eine gewisse Zahl von Jahren im 
Bundesgebiet gearbeitet haben. Nicht selten sind auch 
jene Fälle, da Ausländer mit noch gültigen Aufent­
haltserlaubnissen in das Bundesgebiet zurückkehren 
und sich selbst einen Arbeitsplatz suchen. Ihnen kann 
man billigerweise die Arbeitserlaubnis nicht vorent­
halten.
Es bedarf kaum der Erwähnung, daß die Arbeitsver­
waltung keinerlei Einfluß auf die Entlassung von In-

oder Ausländern hat. Es kann auch nicht das Ziel der 
Arbeitsmarktpolitik sein, die Last der Rezession auf 
die Herkunftländer unserer Gastarbeiter abzuwälzen.

BELASTUNG DER HEIMATLÄNDER

Schließlich kann die Entwicklung von Wirtschaft und 
Arbeitsmarkt in diesen Ländern nicht aus der Betrach­
tung ausgeschlossen werden. Die Frage, welchen Nut­
zen jene Länder aus der vorübergehenden Abgabe von 
Arbeitskräften ziehen, ist zwar nicht leicht zu beant­
worten. Die V orte ile  sind unverkennbar: Die Ver­
minderung der eigenen Arbeitslosigkeit, der Aus­
bildungseffekt — selbst wenn es sich in der Regel nur 
um ein „learning by doing" handelt — sowie der will­
kommene Zahlungsbilanz-Effekt der Einkommensüber­
tragungen, um nur die handgreiflichsten zu nennen. 
Auf lange Sicht n a c h t e i l i g  dagegen sind diese 
internationalen Wanderungen von Arbeitskräften für 
die Abgabeländer dann, wenn gerade die dynamisch­
sten und vielleicht gar qualifizierte Arbeitskräfte in­
folge größerer Verdienstchancen im Ausland der eige­
nen Wirtschaft entzogen werden und sich die Wande­
rungsströme allein an dem wirtschaftlichen Sog der 
Aufnahmeländer, nicht aber an den Entwicklungs­
zielen der Abgabeländer ausrichten.
Kurzfristig würde sich jedenfalls ein forcierter, wo­
möglich vollständiger Rückstrom der Arbeitskräfte 
für diese Länder sehr ungünstig auswirken, wie ein 
Blick auf die Größenordnungen von Arbeitslosigkeit 
und Wanderungsvorgängen bei den meisten Abgabe­
ländern zeigt. Die Belastung, die der bisher einge­
tretene Rückstrom von Arbeitern jenen Ländern ge­
bracht hat, dürfte sich noch in erträglichen Grenzen 
gehalten haben. Italien, in dieser Hinsicht am meisten 
betroffen, — mehr als ein Drittel des gesamten Rück­
gangs, 120 000 Personen, entfiel auf dieses eine Land — 
erlebt zur Zeit glücklicherweise sogar eine Periode 
kräftigen Aufschv/ungs. Die Zahl der Arbeitslosen ist 
dort gegenwärtig sogar niedriger als vor einem Jahr. 
Schließlich sollte nicht unerwähnt bleiben, daß der 
bisherige Abbau der Gastarbeiterzahl sich in den 
Rahmen der üblichen Rückwanderungsbewegung ein­
gepaßt hat: Uber 300 000 Ausländer haben zuletzt 
jährlich aus eigenem Willen ihre Arbeitsplätze auf­
gegeben. Unerfreuliche Massenentlassungen und die 
allgemein damit verbundenen Härten konnten somit 
vermieden werden. Es darf auch nicht vergessen wer­
den, daß die Bundesrepublik auf Grund der zwischen­
staatlichen Abkommen Arbeitslosenunterstützung auch 
für rückgewanderte Ausländer gewährt.

In jüngster Zeit hat sich die Zahl der ausländischen 
Arbeitnehmer in der Bundesrepublik nicht mehr 
nennenswert verändert. Von der üblichen Saison­
bewegung abgesehen, ist mit einem weiteren Rück­
gang größeren Stils auch kaum zu rechnen. Wann 
andererseits der Zeitpunkt erreicht sein wird, zu 
dem der Auslastungsgrad der vorhandenen Kapazi­
täten zu umfangreichen Wiedereinstellungen auch von 
ausländischen Arbeitskräften zwingt, ist zur Zeit nicht 
abzusehen.
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